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Änderungsanträge zu L01Änderungsanträge das gesamte Programm betreffend
ÄA 1 -L01: gesamtes LandtagsprogrammAntragsteller*in: KV EmmendingenErsetzen von Gender „*“ durch „:“
Im Entwurf für das Landtagswahlprogramm werden alle Gendersternchen(Bsp. „Genoss*innen“) durch Genderdoppelpunkte ersetzt (Bsp.„Genoss:innen“)
Begründung: Zur besseren Zugänglichkeit des Programms,beispielsweise durch Vorleseprogramme, empfiehlt sich die Verwendungvon Doppelpunkten.
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———————————————————————————————Änderungsanträge die Einleitung betreffend
ÄA 7-L01 :Z 91Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)Nebensatz in Zeile 91 ersetzen
Vorschlag Teilübernahme: Die vielen Menschen, die Baden-Württemberg ausmachen, werden nicht gerecht am Reichtum dieserGesellschaft beteiligt, den sie selbst erarbeiten.
Ursprünglicher Antrag:Die vielen Menschen, die Baden-Württemberg ausmachen, werden nichtgerecht am Reichtum dieser Gesellschaft beteiligt haben nichts von demReichtum der Gesellschaft, den sie selbst erarbeiten.
———————————————————————————————
ÄA 8-L01: Z 99Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)In Zeile 99 einfügen
Vorschlag Teilübernahme: Wir wollen mit Dir zusammen dieserPolitikwechsel sein und wir können ihn nur mit dir, mit euch erkämpfen -im Landtag und außerhalb. Nur gemeinsam können wir dieseungerechten Verhältnisse ändern!
Ursprünglicher Antrag:Wir wollen mit Dir zusammen dieser Politikwechsel sein und wir könnenihn nur mit dir, mit euch gemeinsam erkämpfen, denn mit dem Parlamentallein werden wir die ungerechten Verhältnisse nichtändern!
———————————————————————————————
ÄA 10-L01: Z122Antragsteller*in OV CannstattZeile 122 und 123 ersetzen durch:
Vorschlag Teilübernahme: Textpassage ins Kapitel Arbeit übernehmen.
Ursprünglicher Antrag:Wir sind überzeugt, dass es mehr demokratische Mitbestimmung imAlltag und im Arbeitsleben braucht. Wir sind überzeugt, dass die Ursachevon Arbeitsplatzvernichtung, Betriebsschließungen, Klimakatstrophe,Kriegen, Flucht, Hunger und Elend ihre Ursache im krisenhaften undzerstörerischen kapitalistischen System liegen. Es beruht aufProfitproduktion und Konkurrenzkampf. Deshalb verbinden wirGegenwehr gegen Angriffe von Seiten des Kapitals und seiner Parteienmit dem Kampf für die Überwindung des Kapitalismus. Unser Ziel ist eine
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sozialistische Demokratie. Banken und Konzerne müssen inGemeineigentum überführt werden. Diejenigen, die den gesamtengesellschaftlichen Reichtum erarbeiten müssen demokratisch überProduktion und Verteilung entscheiden. Statt um den Profit geht es dannum die Bedürfnisse von Mensch und Natur. Statt Konkurrenzkampf gibtes Kooperation und Solidarität.
———————————————————————————————
ÄA 11-L01 : Z 130Antragsteller*in: Sebastian BöhmErgänzung nach Zeile 130
Vorschlag Teilübernahme: Thema Ewigkeitschemikalien ins KapitelSozial-ökologische Land- und Forstwirtschaft, Arten und Tierschutzübernehmen.
Und ja, da wo die Lebensgrundlagen und Gesundheit von Kindern undnoch Ungeborenen durch Artensterben und Ewigkeitschemikalienbedroht sind, braucht es auch eine vollumfängliche Regulierung undeinen wirksamen Schutz.
Begründung:Ein Experte aus unseren Reihen wies mich darauf hin, dass die massiveBedrohung durch Ewigkeitschemikalien (PFAS/TFA) im Programmentwurfbislang fehlt. Dieses Thema hat gerade in jüngster Zeit einegesellschaftliche und mediale Dynamik entwickelt, die bei derursprünglichen Aufstellung des Programms so noch nicht absehbar war.Jüngste Reportagen, wie "Gefahr im Trinkwasser" von ZDF/Die Spur,zeigen die Brisanz für die öffentliche Gesundheit. Gleichzeitig reagiert dieIndustrie – so wird der Chemiekonzern Solvay zum 1. Januar 2026konzernweit aus dem Geschäft mit PFAS aussteigen. Umso wichtiger istes, dass wir als LINKE hierzu eine klare Haltung zeigen.
———————————————————————————————
ÄA 12-L01 : Z 136Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)Nach Zeile 136 einfügen:
Keine leeren Versprechungen mehr. Stattdessen unser Versprechen: Wirsind nicht käuflich und vertreten Deine Interessen auch nach der Wahl.Unsere Landtagsabgeordneten behalten von den üppigenAbgeordnetendiäten (Stand 1.7.2025 9.322 plus 2.169 Euro für dieRentenversicherung) nur einen Durchschnittslohn des jeweiligenVorjahres (derzeit 2.950 Euro netto monatlich). Der Betrag darüber gehtals Abgabe an die Partei sowie in einen Fonds für soziale Bewegungenund andere Projekte, die den Zielen der Partei dienen, linke Strukturenaufzubauen und den gesellschaftlichen Widerstand gegen Ausbeutungund Unterdrückung stärken.
———————————————————————————————
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Anträge zum Kapitel Wohnungen für die Menschen: bezahlbar undgemeinnützig
ÄA 24-L01 : Z 231Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)Zeile 231 bis 234 streichen

• Verbindliche Mietspiegel aufstellen, für alle Städte über 25.000Einwohner*innen. Dabei müssen bestehende Mietverhältnissezwingend in die Berechnung einfließen. Alternative Wohnformenwie z. B. Wohngemeinschaften sollen dabei als eine Wohnunggelten.
Begründung:Mietspiegel widerspiegeln Marktmieten und entsprechen nicht derForderung „Keine Profite mit der Miete“.———————————————————————————————
ÄA 25-L01: Z 242Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)Zeile 242 streichen

• Recht auf Wohnen in der Landesverfassung verankern
Begründung:Es nützt uns überhaupt nichts, wenn das in der Landesverfassung steht.Abgesehen davon gibt es dafür im nächsten Landtag keine Mehrheit. InBayern steht in Art. 106 der Landesverfassung: „Jeder Bewohner Bayernshat Anspruch auf eine angemessene Wohnung“. Dieser Anspruch wirdaber nicht eingelöst und wird im Kapitalismus auch nie eingelöst werden.———————————————————————————————
Änderungsanträge zum Kapitel Gutes Leben auf dem Land
ÄA 31-L01: Z 324Antragsteller*in: KV HeidenheimErsetzung des Kapitels zum ländlichen Raum (Z. 324-383)
Rund 34 % der Menschen in Baden-Württemberg leben im ländlichenRaum – sie erwirtschaften etwa ein Drittel der Wirtschaftsleistung desLandes. Unsere Dörfer und Kleinstädte sind lebenswerte Orte mit eigenerKultur und Wirtschaft. Dennoch fühlen sich viele ländliche Regionenabgehängt. Der demografische Wandel trifft sie hart: Junge Menschenziehen oft weg, weil Ausbildungs- und Kulturangebote fehlen; Älterebleiben zurück und kämpfen mit immer dünnerer Infrastruktur. Bus- undBahnverbindungen wurden ausgedünnt, viele Gemeinden haben keinenArzt mehr vor Ort – geschätzt fehlen rund 1000 Hausärzt*innen imBundesland, besonders spürbar in den ländlichen Gebieten. Häufig gibtes kein Krankenhaus in zumutbarer Nähe, kein Gymnasium im Umkreis.Schnelles Internet und Mobilfunk sind ebenfalls nicht überall
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selbstverständlich: Baden-Württemberg liegt bei Glasfaseranschlüssenbei einer Abdeckung von nur 12 % aller Gebäude auf dem letzten Platzaller Flächenländer. Diese digitale Kluft benachteiligt ländliche Räume beiFirmensiedlungen und Homeoffice-Möglichkeiten.Auch finanziell sind viele ländliche Kommunen klamm. Die Gemeindenmüssen Kitas, Schulen, ÖPNV, Kultur etc. stemmen, haben aber oftgeringere Einnahmen. 2024 verbuchten die baden-württembergischenKommunen mit fast 3 Mrd. € Defizit das größte Minus ihrer Geschichte.Wenn gespart werden muss, trifft es häufig die „freiwilligen Leistungen“ –etwa Jugendarbeit, Bibliotheken, Schwimmbäder – was dieLebensqualität vor Ort weiter senkt.Unser Anspruch muss sein: Gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadtund Land. Das Grundgesetz verpflichtet uns dazu. Es darf keine „zweiteKlasse“ von Bürger*innen geben, nur weil sie auf dem Dorf wohnen. EinDorf ohne Arzt, ohne Nahverkehr, ohne Laden – dort bleiben irgendwannnur noch die, die müssen. Diese Spirale wollen wir durchbrechen.Ländliche Regionen haben enorme Potenziale – Lebensqualität, Natur,Gemeinschaft – die es zu stärken gilt.Der Ansatz der LinkenWir setzen auf eine aktive Regionalpolitik, die Kooperation stattKonkurrenz fördert. Stadt und Land dürfen nicht gegeneinanderausgespielt werden – sie sollen sich ergänzen. Unser Ansatz umfasst: Infrastrukturgarantie für jede Region: Jeder Bewohnerin, egalwo, muss grundlegende Daseinsvorsorge in erreichbarer Nähehaben: Gesundheitsversorgung, Bildung, Mobilität, digitaleAnbindung. Wo der Markt versagt, muss das Land fördern oderselbst eingreifen – etwa durch Landarzt-Programme,kreisübergreifende Mobilitätskonzepte oder Breitband-Ausbau bisin den letzten Weiler. Landesförderung regional gerecht verteilen: Weg von dereinseitigen Bevorzugung der Boomstädte, hin zu fairem Ausgleich.Wir wollen einen Regionalfonds einrichten, der strukturschwachenGegenden gezielt Mittel für Zukunftsprojekte gibt. DieKommunalfinanzen werden wir stärken, z.B. durch Anhebung deskommunalen Anteils am Steuerverbund und eine Aufgaben-KostenKopplung. Das heißt, wenn das Land Aufgaben überträgt, dannsoll es auch dafür bezahlen. Kommunen sollen so handlungsfähigbleiben, ohne z.B. Bäder oder Museen schließen zu müssen. Wirtschaft vor Ort stärken: Wir setzen auf mittelständischeBetriebe, Handwerk sowie soziale und ökologische Unternehmenin der Fläche. Das Land soll Gründungen im Ländlichen Raumerleichtern (Beratung, Mikrokredite, Förderprogramme),insbesondere für genossenschaftliche Unternehmen. Wir möchtendie Landwirtschaft regionalisieren: Direktvermarktung und Bio-Landbau fördern, damit Wertschöpfung in der Region bleibt. DerAusbau der Erneuerbaren Energien schafft zudem Arbeitsplätzeauf dem Land – diese Chancen wollen wir heben, z.B. mitBürgerenergie-Genossenschaften. Kultur und Leben auf dem Land fördern: Dorfleben muss attraktivbleiben. Wir wollen Kultur für alle – auch außerhalb der Städte:mehr mobile Angebote wie beispielsweise Kinomobile,Bücherbusse, Wandertheater sowie Unterstützung für Vereine undJugendtreffs. Wir setzen uns dafür ein, dass es in jedem Landkreis
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Jugend- und Sportangebote gibt. Wenn Geld knapp ist, kürzenviele Kommunen als erstes bei Kultur und Jugendeinrichtungen –dem treten wir entgegen mit höheren Landeszuschüssen undNotfallprogrammen. Auch den Ausbau von Nachtbussen amWochenende fördern wir, damit alle sicher nach Hause kommen.Unser Leitbild ist die gleichwertige Entwicklung aller Landesteile. Dafürwollen wir einen Pakt zwischen Stadt und Land: Metropolen und ländlicheRäume arbeiten zusammen, lernen voneinander und teilen Ressourcen.Große Städte können z.B. Patenschaften übernehmen – etwa einKulturprojekt gemeinsam mit Umlandgemeinden betreiben. Das Land sollsolch einen Austausch moderieren und finanziell unterstützen.Konkrete Maßnahmen: Landesprogramm „Regionalentwicklung 2.0“: Auflage einesProgramms, das strukturschwachen Regionen gezielt Mittel fürProjekte bereitstellt (z.B. Reaktivierung von Gewerbebrachen,Innovationszentren, kulturelle Begegnungsstätten). Kommunenbewerben sich mit Ideen, ein Landesbeirat entscheidet. Ziel: ProRegierungsbezirk mindestens ein Pilotprojekt pro Jahr. Kommunale Finanzen stärken: Wir reformieren den KommunalenFinanzausgleich (FAG). Konkret: Anhebung des Gemeindeanteilsam Steuerverbund um mindestens 2 Mrd. € jährlich und einekonsequente Aufgaben-Kosten Kopplung. Ziel: Insbesonderefinanzschwache Landkreise und Gemeinden erhalten mehrSpielraum. Maßnahme: Gesetzesnovelle FAG, Schaffung einerunabhängigen Schlichtungsstelle für Kostenübertragungsfälle. Breitband und Mobilfunk für alle: Gründung einerLandesbreitband-GmbH (ggf. gemeinsam mit kommunalenNetzgesellschaften), die den Ausbau in weißen Flecken selbst indie Hand nimmt, bei der private Anbieter nicht investieren.Finanzierung über Landesmittel und Kredite, Rückfluss überlangfristige Nutzungsentgelte – ein Modell, das z.B. im KreisAltenkirchen erfolgreich praktiziert wird. Ziel: 100 % Gigabit-Abdeckung bis 2030 – kein Haushalt bleibt offline. Ebenso setzenwir uns im Bund für verbindliche Mobilfunk-Versorgungsauflagenein (100 % Abdeckung bis 2028). Ziel: Keine Funklöcher mehr. Landärzte und Gesundheitszentren: Ausweitung des Landarzt-Programms: Stipendien für Medizinstudierende, die sichverpflichten, nach dem Examen einige Jahre auf dem Land zupraktizieren. Zusätzlich Förderung von Gemeindeschwester- undTelemedizin-Modellen, damit auch Orte ohne Arzt zumindestübergangsweise eine Grundversorgung haben (z.B. regelmäßigeSprechstunden per Telemedizin mit Assistenz vor Ort). Ziel: JederLandkreis soll eine Ärzteversorgung von mind. 1 Hausarzt pro1.600 Einwohner erreichen (aktuell fehlen ~1000 Hausärzte imLand). Mobilität im ländlichen Raum: Neben der landesweitenMobilitätsgarantie unterstützen wir in jedem Landkreis mit Bedarfein Bürgerbus-Programm. Ehrenamtlich organisierte Kleinbussekönnen Taktlücken im ÖPNV schließen; das Land fördertFahrzeuge und Betrieb. Außerdem setzen wir uns fürflächendeckende Rufbus- und Sammeltaxi-Systeme in denAbendstunden ein. Ziel: Kein Dorf ohne Anschluss – 24/7 sollzumindest ein Rufmobil erreichbar sein.
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 Regionale Wirtschaftsförderung: Wir richten beimWirtschaftsministerium eine Stabsstelle LändlicheWirtschaft ein,die gezielt Unternehmen unterstützt sich auf dem Landniederzulassen (Beratung zu Förderprogrammen, Standortsuche).Existenzgründerinnen auf dem Land erhalten einen Bonus: ihreInvestitionsförderung wird um z.B. 10 % erhöht gegenüberGründungen, die in der Stadt statt finden. Wer seinen Betriebgenossenschaftlich organisiert, kann höhere Förderungenerhalten. Ziel: Mehr Arbeitsplätze vor Ort, weniger Abwanderungjunger Menschen, Förderung der Mitbestimmung derArbeiter:innen durch genossenschaftlich organisierte Betriebe. Wohnen und Bauen im Dorfkern: Das Land fördert Modellprojektefür Neue Dorfzentren – etwa die Umnutzung leerstehenderGebäude zu Wohnraum, Co-Working-Spaces, Dorfläden oderÄrztehäusern. Im Landeswohnungsbauprogramm wird ein festerAnteil der Fördermittel für ländliche Kommunen reserviert, damitauch dort sozialer Wohnungsbau entsteht. Ziel: Belebte Ortskerne– kein Dorf ohne Grundversorgung (Bäcker,Lebensmittelgeschäft, Treffpunkt).
Begründung des Antrages:Im aktuellen Entwurf des Landtagswahlprogramm sind einige derangegeben inhaltlichen Punkte unterrepräsentiert.———————————————————————————————Änderungsanträge zum Kapitel Aktionsplan gegen Armut
ÄA 33-L01 : Z 427Antragsteller*in: KVMannheimForderungspunkt nach Zeile 427 Hinzufügen

 Recht auf Arbeit: die Umsetzung eines Rechtsanspruchs aufArbeit, sodass allen Menschen die bei Anlaufstellen des Staatesnach Arbeit fragen eine armutsfeste Stelle in ihrer Nähe zurVerfügung gestellt werden muss.———————————————————————————————
Änderungsanträge zum Kapitel Gesundheitsversorgung: bedarfsorientiertund nah am Menschen
ÄA 42-L01 : Z. 471Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL):Z 471 f. „Profite dürfen mit unserer Gesundheit nicht gemachtwerden“ ändern in:
Krankenhäuser sowie Pflegeeinrichtungen gehören in die öffentlicheHand. Profite dürfen mit unserer Gesundheit nicht gemacht werdenPrivate Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen sowie Pharma- undMedizintechnikindustrie müssen in kommunales Eigentum überführt unddemokratisch verwaltet werden. Das ist eine der Grundvoraussetzungendafür, dass mit Krankheiten kein Profit gemacht werden. Im Gegenteil,
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die Gutverdienenden müssen ihren Anteil in eine einheitlicheKrankenversicherung einzahlen. Gleiches gilt für die Pflegeversicherung.
———————————————————————————————Änderungsanträge zum Kapitel Arbeit, die zum Leben passt
ÄA 88-L01 : Z1017Antragsteller*in: KVMannheimErgänzung

 Transformation der Arbeit im Sinne der Beschäftigten: […] Aufbauund Ausbau öffentlicher Arbeitsunternehmen, die dafür da sindallen Personen, die keine Arbeit haben, sei es durch Stellenabbauoder anderen Gründen, eine armutsfeste Stelle anzubieten. Undso diese Personen vor der Arbeitslosigkeit und Armut zubeschützen.———————————————————————————————
ÄA 90-L01: Z 1020Antragsteller*in: KV HeidenheimErgänzung nach Zeile 1020

 Förderung von Genossenschaften: Genossenschaftlichorganisierte Unternehmen erhalten Vorrang für Ausschreibungen,sowie potentiell höhere Förderungen in subventioniertenBereichen.
Begründung des Antrages:Die Aufnahme und Durchsetzung des Abschnitts ist ein erster, wichtiger,reformistischer Schritt in die Richtung einer demokratischen Wirtschaft.———————————————————————————————Änderungsanträge zum Kapitel: Kultur – Medien – Sport: für einedemokratische und vielfältige Gesellschaft
ÄA 95-L01: Z 1070-1071Antragsteller*in: KV EmmendingenErgänzung nach Z 1070
 Wir wollen ein Förderprogramm des Landes für Vereine, die sich umden Erhalt historischer Fahrzeuge, Infrastruktur oder Industrieanlagenverdient machen, beispielsweise Museumseisenbahnen.
———————————————————————————————
ÄA 97-L01: Z 1148 + 1149Antragsteller*in: KV PforzheimStreichung von Z 1148 + 1149
Abstimmung
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 Sicherheit bei Großveranstaltungen durch die Polizei gewährleisten.Keine Abwälzung der Kosten auf die Vereine.
Begründung: Fußballspiele mit hohem Gewaltpotenzial (sogenannteHochrisikospiele) erfordern massive Polizeieinsätze. Die Kosten dafür werden bislang in Baden-Württemberg vollständigvom Staat getragen – also von den Steuerzahlern. Das Bundesverfassungsgericht hat 2025 entschieden, dassBundesländer berechtigt sind, Veranstaltern diese Kosten inRechnung zu stellen. Unverhältnismäßige Belastung der Allgemeinheit: Steuerzahlerfinanzieren Sicherheitsmaßnahmen für kommerzielleVeranstaltungen, obwohl sie selbst keinen Nutzen davon haben. Profitorientierte Veranstalter: Fußballvereine und die DFL erzielenhohe Einnahmen durch Ticketverkauf, Sponsoring und TV-Rechte –tragen aber keine Verantwortung für die Sicherheitskosten. Ungleichbehandlung gegenüber anderen Branchen: Bei privatenEvents oder Demonstrationen müssen Veranstalter oft fürSicherheitsvorkehrungen aufkommen – warum nicht auch imProfifußball? Die Allgemeinheit sollte nicht für privatwirtschaftlicheVeranstaltungen zahlen. Solidarität darf nicht zur Subventionierung kommerzieller Interessenführen. Vereine hätten ein finanzielles Interesse, Gewalt durch Fans zuverhindern. Investitionen in Fanarbeit und Sicherheitskonzepte würden steigen. Bremen erhebt bereits Gebühren – mit Erfolg. Rheinland-Pfalz prüft ebenfalls eine Umsetzung. Das Bundesverfassungsgericht hat die rechtliche Grundlagebestätigt. Eine landesrechtliche Regelung wäre sofort umsetzbar.
Die aktuelle Praxis in Baden-Württemberg ist nicht mehr zeitgemäß. Einefaire und verantwortungsvolle Lösung wäre die Einführung einerGebührenregelung für Polizeieinsätze bei Hochrisikospielen. Das schütztden Steuerzahler, fördert Gewaltprävention und stärkt dasVerantwortungsbewusstsein der Veranstalter.———————————————————————————————
ÄA 98-L01: Z 1150Antragsteller*in: KV PforzheimStreichung von Z 1150
Abstimung Überwachung und Kriminalisierung von Fangruppierungenbeenden
Begründung: Die betrifft vor allem den Männerfußball, welche in Teilender Fankultur fragwürdige Praktiken der Gewalt Einzug gehalten haben.
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In vielen anderen Sportarten gibt es so etwas nicht. Als Beispiel darf manauch mal international schauen. In der Formel1, in der amerikanischenBasketballliga und Eishockeyliga (auch sehr viel Kommerz und Geld)sitzen die Fans nebeneinander und werden nicht getrennt. Hier gibt eskeine Fanblocks und keine Hochrisikospiele.Sinnvoller wäre es mehr Zeit und Geld in Gewaltprävention von Seitender Vereine und Fanbeauftragten zu stecken.Wir finden dies nicht passend in einem Landtagswahlprogramm———————————————————————————————
Änderungsanträge zum Kapitel zukunftsfähige Finanzierung
ÄA 100-L01: Z 1208-1216Antragsteller*in: KV TübingenStreichung in Z 1208-1209
 Grundsteuer gerecht gestalten: Wir wollen, dass der Wert desGebäudes Bestandteil der Kalkulation der Grundsteuer wird und nichtnur der Bodenrichtwert. Das neue, einfachere Grundsteuerrecht inBaden-Württemberg fördert dichtere und suffizientere(angemessene) Bebauung. Mit der Einführung wurden aber auch,absichtlich oder nicht, Gewerbegrundstücke deutlich entlastet. DieErmäßigung für Wohngrundstücke im § 40 Landesgrundsteuergesetzwollen wir deshalb erhöhen. Um die Mieter*innen nicht zu belasten,fordern wir ein Verbot der Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf dieWohnungsmiete. Wir fordern daher auch von der neuenLandesregierung hierzu eine Bundesratsinitiative.
Begründung: Die neue Grundsteuer ohne Ertragswertbesteuerungfördert dichtere Bebauung und belastet so z. B. Einfamilienhäuser stärkerals Wohnungen in Mietshäusern. Eine Abschaffung der neuenGrundsteuer wäre daher falsch, eine Anpassung, wie sie im folgendenSatz des Programmentwurfs auf Initiative der Antragstellerinnen bereitsvorgeschlagen wird, wäre jedoch geboten. Diese von denAntragsstellerinnen vorgeschlagene und als zweiter Satz aufgenommeneFormulierung war nicht als Ergänzung, sondern als Ersatz des erstenSatzes gedacht – im jetzt vorliegenden Entwurf widersprechen sichdeswegen die beiden Sätze. Es gibt unterschiedliche Ansichten zum Fürund Wider der Grundsteuerreform. Im Programm sollten wir uns aber füreine Richtung entscheiden – wir plädieren für die Beibehaltung der reinenBodenwertbesteuerung und die Streichung des ersten Satzes.———————————————————————————————
Änderungsantrag zum neuen Kapitel Kindheit
ÄA 114-L01 : Z 1535Antragsteller*in: KV Böblingen, Katrin PenzenstadlerErgänzung neues Kapitel zu Kindheit
Kindheit
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Kinder sind eigenständige Persönlichkeiten mit Rechten – nicht nur„zukünftige Erwachsene“. In Baden-Württemberg wächst jedes fünfteKind in Armut auf, viele erfahren fehlenden Schutz oder ungleicheChancen. Deshalb macht Die Linke Kindheit zu einem eigenen Punkt imWahlprogramm: weil Kinderrechte Menschenrechte sind, weilKinderschutz Priorität hat und weil gerechte Zukunftschancen hierbeginnen.
Jedes Kind hat das Recht auf Schutz, Förderung, Beteiligung und Bildung– wie es die UN-Kinderrechtskonvention festschreibt. Wir fordern, dassdie UN-Kinderrechte in die Landesverfassung Baden-Württembergeingefügt werden und diese Rechte in allen politischen Entscheidungenverbindlich zu verankern. Kindheit ist kein Durchgangsstadium, sonderneine eigene Lebensphase mit eigenen Rechten und Bedürfnissen. WerKinder nur als „zukünftige Erwachsene“ sieht, macht sie unsichtbar. Wirkämpfen für eine Politik, die Kinder als Subjekte ernst nimmt – mitMitbestimmung, Schutz und Raum zur freien Entfaltung, hier und heute.
Um Kinderarmut entschieden zu bekämpfen, fordern wir kostenfreie undqualitativ hochwertige Betreuung und Bildung von der Kita bis zurHochschule sowie eine bessere finanzielle Unterstützung von Familien.Kinderschutz muss in Baden-Württemberg oberste Priorität haben: durcheine personell gut ausgestattete Jugendhilfe, durch niedrigschwelligeBeratungsangebote und durch verbindliche Schutzkonzepte in Schulen,Kitas und Freizeiteinrichtungen.
Kinder brauchen sichere Orte, an denen sie spielen, lernen und sichentfalten können. Deshalb wollen wir mehr öffentliche, barrierefreieSpiel- und Begegnungsräume schaffen, sichere Schulwege und einekinderfreundliche Mobilität gewährleisten sowie Kultur- undSportangebote ausbauen, die allen Kindern unabhängig vom Einkommenihrer Eltern offenstehen. Ein kinderfreundliches Baden-Württembergbedeutet für uns: kein Kind wird zurückgelassen, jedes Kind wirdgeschützt, und alle Kinder haben die Möglichkeit, ihre Welt aktivmitzugestalten.Auch im digitalen Raum brauchen Kinder besonderen Schutz. Wir setzenuns ein für klare gesetzliche Regelungen gegen Überwachung,Datenmissbrauch, Cybermobbing und kommerzielle Ausbeutung vonKindern im Netz. Gleichzeitig setzen wir uns für altersgerechte,werbefreie und nicht-kommerzielle digitale Angebote ein, die KindernZugang zu Information, Bildung und Teilhabe ermöglichen – unterdemokratischer Kontrolle und fernab von Profitinteressen.
Eine kinderfreundliche Gesellschaft erfordert mehr als gute Bildung undsichere Orte. Sie beginnt mit der grundsätzlichen Haltung, Kinder nicht zubevormunden oder zu marginalisieren. Wir stellen uns entschieden gegenAdultismus – die systematische Abwertung von Kindern aufgrund ihresAlters. Kinder werden häufig übergangen, nicht ernst genommen oderauf später vertröstet. Wir kämpfen dafür, dass ihre Stimmen,Perspektiven und Bedürfnisse heute zählen – in der Politik, in der Familie,in der Schule und im öffentlichen Raum.
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Kinder dürfen nicht an den Rand der Gesellschaft gedrängt werden –weder symbolisch noch sozial. Sie gehören ins Zentrum politischerEntscheidungen. Dazu braucht es nicht nur kinderfreundlicheInstitutionen, sondern auch Räume, in denen Kinder ohne Leistungsdruck,Aufsicht oder Konsumzwang einfach Kind sein können. Wir setzen unsfür nicht-institutionalisierte, kindgerechte Räume und Mobiliar inNachbarschaften, Wohnanlagen, Parks und öffentlichen Gebäuden ein –Orte, die Kinder selbst gestalten können und die ihnen echteSelbstbestimmung ermöglichen.
Auch Familien müssen gestärkt werden – nicht durch Kontrolle, sonderndurch Solidarität. Wir setzen uns ein für unabhängige, wohnortnaheFamilienberatungsstellen, die kostenlos, mehrsprachig und ohne Angstvor Repression zugänglich sind. Denn gute Familienpolitik bedeutet, allenMenschen, die Verantwortung für Kinder tragen, verlässlicheUnterstützung anzubieten – frei von Stigmatisierung und Leistungslogik.
Ein kinderfreundliches Baden-Württemberg heißt für uns: Kinder werdennicht übergangen, sondern gehört. Sie werden nicht angepasst, sondernermutigt, sich frei zu entfalten. Und sie werden nicht aussortiert, sondernals gleichwürdige Mitglieder unserer Gesellschaft anerkannt.
Begründung:Ein eigener Punkt „Kindheit“ im Wahlprogramm der Linken Baden-Württemberg ist wichtig, weil er eine zentrale politische Botschaftsichtbar macht:
Kinder sind eigenständige Persönlichkeiten mit RechtenDie UN-Kinderrechtskonvention stellt klar, dass Kinder nicht nur als„zukünftige Erwachsene“ betrachtet werden dürfen. Ein eigenerAbschnitt hebt hervor, dass Kinderrechte in allen politischen Bereichen –von Bildung über Gesundheit bis hin zu Mitbestimmung – eineigenständiges Gewicht haben.
Kinderarmut ist ein gesellschaftliches KernproblemIn Baden-Württemberg lebt jedes fünfte Kind in Armut oder istarmutsgefährdet. Das wirkt sich unmittelbar auf Gesundheit,Bildungschancen und soziale Teilhabe aus. Ein eigener Programmpunktmacht deutlich, dass Die Linke Armut nicht als Randthema, sondern alseine der größten sozialen Ungerechtigkeiten betrachtet, die direkt beiden Jüngsten beginnt.
Kinderschutz braucht Sichtbarkeit und PrioritätDer Schutz von Kindern vor Gewalt, Missbrauch, Vernachlässigung undAusbeutung darf nicht zwischen anderen Politikfeldern verschwinden. Eineigener Abschnitt betont, dass Kinderschutz verbindlich, umfassend undressortübergreifend gedacht werden muss.
Öffentliche Räume und ZukunftschancenKinderfreundliche Orte, sichere Mobilität und kostenfreie kulturelle wiesportliche Angebote sind keine Nebensache, sondernGrundvoraussetzung für ein gutes Aufwachsen. Mit einem
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eigenständigen Kapitel wird signalisiert: Politik für Kinder bedeutet Politikfür die Zukunft des Landes.
Gesellschaftspolitisches SignalEin Wahlprogramm, das Kindheit klar hervorhebt, macht deutlich: DieLinke versteht Kinderrechte als Menschenrechte und als Prüfstein füreine gerechte Gesellschaft. Es zeigt, dass Politik nicht nur kurzfristigeInteressen verfolgt, sondern konsequent die Bedingungen für kommendeGenerationen verbessern will.
———————————————————————————————
Änderungsantrag zum Kapitel Weltanschaulich frei
ÄA 119-L01: Z 1605-1609Antragsteller*in: KV TübingenErgänzung in Z 1609
 Staatlich geschützte Feiertage für christliche, jüdische undmuslimische Religionsgemeinschaften. Das muslimische Fest desFastenbrechens Eid al-Fitr bzw. Ramadan Bayrami und das jüdischeYom Kippur sollen gesetzliche Feiertage in Baden-Württemberg undauch in ganz Deutschland werden, denn der Islam und das Judentumgehören zu Deutschland. Im Ausgleich für diese beiden und den 8.3.schlagen wir zur Abschaffung vor: das Erscheinungsfest, denPfingstmontag und Allerheiligen.
Begründung: Wenn man neue Feiertage fordert, ist es glaubwürdiger,auch zu benennen, welche man abschaffen würde. Baden-Württemberghat jetzt schon ein, zwei Feiertage mehr als die anderen Bundesländer.Wir setzen uns zwar für eine Arbeitszeitreduzierung mit Lohnausgleichein, das aber über die Hintertür über das Feiertagsgesetz zu machenwäre unehrlich (und würde den arbeitenden Menschen nicht so vielbringen).Die vorgeschlagenen Feiertage zu streichen, beträfe Schüler*innen undLehrer*innen wegen der Lage der Schulferien fast gar nicht. Sie sindteilweise überhaupt nur in sehr wenigen anderen Bundesländern bzw.EU-Mitgliedsstaaten gesetzliche Feiertage. Welche Feiertage mannennen würde, ist aber zweitrangig.———————————————————————————————
Änderungsantrag zum Kapitel Klimaschutz
ÄA 122-L01: Z 1642Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)Zeile 1642 zweiter Satz bis 1652 ersetzen durch
Seit Jahren verliert die Baden-Württembergische Industrie massivArbeitsplätze. In der Automobil- und Zuliefererindustrie – der
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Schlüsselbranche des Landes – wurden bereits Zehntausende vonArbeitsplätzen vernichtet. Der Einfluss der Automobilindustrie auf diePolitik hat die Industrie in eine tiefe Krise gestürzt. Nicht die Abschaffungdes Verbrennermotors, sondern das Festhalten daran, hat dazu geführt,dass die Absatz- und Exportzahlen der Automobilindustrie eingebrochensind. Eine Politik nach Lobby- und Konzernwünschen bedroht Wohlstandund Arbeitsplätze. Eine Politik der sozial-ökologischen Transformationschafft zukunftsfähige Arbeitsplätze und neuen Wohlstand. DieKonzeptlosigkeit der grün-schwarzen Landesregierung ist erschreckend.Weder die klimapolitisch unverantwortbare Verlängerung desVerbrenners, die Luxusstrategie, teure und unverhältnismäßig großeAutos zu bauen, noch die reine Antriebswende oder gar das boomendeGeschäft mit dem Tod, der Rüstungsindustrie, sind Lösungen imInteresse der Beschäftigten und der Mehrheit der Bevölkerung.Der Grund für die Krise der Autoindustrie ist die weltweiteÜberproduktion von Autos. Kapazitäten für 100 Millionen Autos steht nurein globaler Absatz von 80 Millionen gegenüber. Diese Überproduktionwird verursacht durch das chaotische kapitalistische System mit seinemPrivateigentum an Produktionsmitteln, Produktion für Profit undKonkurrenzkampf. Jeder Konzern, jeder Nationalstaat versucht aufKosten der Konkurrenz seinen Markt zu verteidigen bzw. zu vergrößern.Dies ist der Hintergrund für die von Trump verhängten Zölle, die diedeutschen Autoexporte hart treffen. Gleichzeitig machen dietechnologisch überlegenen chinesischen Autokonzerne den deutschenHerstellern in China und Europa Konkurrenz. Noch stärker als die Absätzesind aufgrund von Zöllen, Abwertung des Dollars und desKonkurrenzdruck die operativen Gewinne eingebrochen.
Begründung:Es sind nicht Managementfehler und auch keine falsche Politik, die dieKrise der Autoindustrie verursacht hat. Die Krise der Autoindustrie isteine typische Überproduktions- oder besser gesagt, Überkapazitätskriseund entspricht der marxistischen Krisentheorie.
———————————————————————————————
ÄA 123-L01: Z. 1652Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)In Zeile 1652 einfügen:
Die Überkapazitätskrise der Autoindustrie fällt zusammen mit derKlimakatastrophe. Um die CO2-Emissionen zu reduzieren, muss derIndividualverkehr drastisch reduziert werden. Batterieelektrischbetriebene Autos sind keine Zukunftstechnologie für die Sicherung vonArbeitsplätzen und für die Rettung des Klimas. Beim Bau von E-Autosentsteht mehr CO2 als bei Verbrennern. Da der Strom nur zum Teil auserneuerbaren Energien stammt, sind E-Autos auch im Betrieb nicht CO2-frei. Der Bau der geplanten Million Ladepunkte bis 2030 emittiert vielCO2. Der Abbau von Rohstoffen, die für E-Autos gebraucht werden, hatin der neokolonialen Welt desaströse ökologische und soziale Folgen.Alle anderen Schäden des Individualverkehrs gelten auch für das E-Auto:Verkehrstote, Verletzte, Flächenverbrauch, Lärm, Feinstaub, Mikroplastik
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durch Reifenabrieb. Die angebliche Transformation ist Propaganda fürsGreenwashing und für den Abbau von Arbeitsplätzen.Mit einer Konversion der der Autoindustrie für vorrangig öffentlicheVerkehrsmittel könnten die Arbeitsplätze und die Qualifikation derBeschäftigten in der Autoindustrie und das Klima gerettet werden.Stattdessen werden brachliegende Kapazitäten derzeit fürRüstungsproduktion genutzt. Das lehnen wir ab. Denn jede Waffe suchteinen Krieg als Abnehmer. Wo Panzer produziert werden, können auchnützliche Fahrzeuge produziert werden. Wenn der Staats Panzerbestellen kann, kann er auch Schienenfahrzeuge bestellen.
Begründung:Auf die Frage ob Verbrenner oder E-Autos besser sind sollte sich DIELINKE gar nicht einlassen. Beides rettet weder Arbeitsplätze noch dasKlima und überwindet nicht die Krise. Wir brauchen einen gutausgebauten öffentlichen Verkehr mit Nulltarif im Nahverkehr undgünstigen Tarifen im Fernverkehr. Die Erfahrung zeigt, dass Menschendann mehr und mehr auf den öffentlichen Verkehr umsteigen.———————————————————————————————
ÄA 124-L01: Z. 1657Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)Zeile 1657: „als Sofortmaßnahmen“ streichen
Um Arbeitsplätze und Standorte zu sichern, fordert Die Linke alsSofortmaßnahmen:
Begründung:Wir vermuten und hoffen, dass mit „Arbeitsplätze und Standorte zusichern“ nicht nur ein paar Arbeitsplätze und Standorte, sondern alleArbeitsplätze und Standorte gemeint sind. Dafür ist ein Kampfnotwendig, der zwar sicher bei Sofortmaßnahmen beginnt, aber bei ihnennicht stehen bleibt. Deshalb können wir uns nicht auf Sofortmaßnahmenbeschränken, sondern müssen für eine ganze Palette von Maßnahmeneintreten, die eine Brücke von den unmittelbaren Kämpfen zurÜberwindung des Kapitalismus bilden.———————————————————————————————
ÄA 127-L01: Z. 1670Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)1670 bis 1676 ersetzen durch

 Beschäftigungsbrücke für die älteren Beschäftigten in dieungekürzte Rente. Keine staatlichen Gelder ohne Garantien für Beschäftigung undStandorte. Sichere tarifliche Standards für die Beschäftigten. Die Belegschaften mit ihren Betriebsräten und dieGewerkschaften, müssen beiwichtigen Entscheidungen zurBeschäftigungs- und Standortsicherung ein Vetorecht bekommen. Überführung aller Betriebe, die dicht gemacht oder verlagert
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werden in Landeseigentum und Erstellung eines demokratisch mitGewerkschaften und Belegschaften erarbeitetenProduktionsplanes mit Erhalt aller Arbeitsplätze und deserreichten Lohnniveaus Überführung der Autokonzerne und großen Zulieferbetriebe inGemeineigentum und demokratische Verwaltung und Kontrolledurch Belegschaften und Gewerkschaften. Erstellung einesProduktionsplanes zur Umstellung der Autoindustrie aufgesellschaftlich sinnvolle Produktion mit garantierter staatlicherAbnahme. In die Erstellung eines solchen Produktionsplanes sindneben gewählten Vertreterinnen aus den Belegschaften undGewerkschaften auch Vertreterinnen von Kommunen, Umwelt-und Verkehrsverbänden sowie Vertreter:innen derKlimabewegung, des BUND und des Aktionsbündnisses gegenStuttgart 21 einzubeziehen.
Begründung:Grundvoraussetzung für den Erhalt der Arbeitsplätze und der Rettungdes Klimas, ist, dass den Aktionären und Managern der Autoindustrie dieVerfügungsgewalt über die Produktionsmittel entzogen wird. Dannkönnen die riesigen Gewinnrücklagen, die aktuellen Gewinne, dieFähigkeiten der Beschäftigten endlich genutzt werden für einegesellschaftlich sinnvolle Produktion bei Erhalt aller Arbeitsplätze underkämpften tariflichen Standards. Die Porsche- und Quandtclans, diereichen und Superreichen Aktionäre von Daimler, Porsche und Co.können sich dann nicht länger mehrstellige Millionenbeträge jedes Jahrdurch Ausbeutung der Belegschaften aneignen.
———————————————————————————————
ÄA 131-L01: 1687Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)1687 bis 1693 streichen
Konversion und Transformation der Automobilkonzerne und Zulieferer indie Produktion von nachhaltigen Mobilitätsgütern, unter Beteiligung derBetriebsräte und Gewerkschaften. Dazu hat die LandesregierungTransformationsräte zu bilden, die dafür ein tragfähiges Konzepterstellen. Mitglieder sind neben den Unternehmensvertretern,Betriebsräte, Gewerkschafter, Vertreter*innen von Kommunen, Umwelt-und Verkehrsverbänden sowie Vertreter*innen der Klimabewegung.
Begründung:Transformationsräte in denen Unternehmer, Betriebsräte,Gewerkschafter:innen und andere ein Konzept für eine Transformation imInteresse aller erarbeiten, sind völlig illusorisch. Die Unternehmer werdensich nicht darauf einlassen. Solange ihnen das Kapital gehört, können sieentscheiden was sie wollen, ob sie die Produktion schließen, ins Auslandverlagern, auf Rüstungsproduktion umstellen…Die Linke darf keine Illusionen in den Kapitalismus schüren, sondern mussanhand der Krise deutlich machen, dass der Kapitalismus abgeschafftwerden muss.
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———————————————————————————————
Änderungsanträge zum Kapitel Verkehrswende: nachhaltig und sozial
ÄA 133-L01: Z 1724-1811Antragssteller*in: Andreas Willhauk (KV Mannheim), mitgezeichnet vonKV Mannheim und KV Göppingen, unterstützt durch KV Main–Tauber, KVPforzheim, KV Konstanz und KV Rems–Murr.Änderungen ab Z 1724-1811
Vorschlag Teilübernahme: „Als Hauptziel“ streichen, Text wie folgt:
Baden-Württemberg gehört zu den Bundesländern mit der höchstenAutodichte: pro 1000 Einwohner*innen 613 Autos. Wer kein Auto besitzt,ist besonders im ländlichen Raum in seiner Mobilität stark eingeschränkt,weil kaum Busse fahren, kein Bahnanschluss besteht, Barrierefreiheit einFremdwort ist oder der ÖPNV mehr Lücken als Verlässlichkeit aufweist. InStädten wohnen viele mit niedrigen Einkommen an vielbefahrenen Straßenund tragen das Gesundheitsrisiko. Das wollen wir ändern. Schon allein ausklimapolitischen Gründen brauchen wir eine Mobilitätswende. Schließlichist der Verkehr bundesweit für rund 1/5 der CO2 -Emissionenverantwortlich, im Ländle sind es rund 1/4. Verkehrssektor für ein Viertelder Treibhausgas-Emissionen im Land verantwortlich – und hat alseinziger nicht zur Reduktion beigetragen.
Die Mobilitätsstudie der Technischen Universität Dresden aus dem Jahr2023 zeigt, dass Frauen zwischen 30 und 50 deutlich mobiler als Männersind, also mehr Wege zurücklegen. Das ist zurückzuführen auf dieüberdurchschnittliche Übernahme von Sorgetätigkeiten durch Frauen. Füruns bedeutet das, dass wir Mobilität und Verkehr feministisch denkenmüssen.
Viele Menschen haben Sorge, dass bei der Umstellung auf E-Mobilität dieKosten weiter hoch bleiben und die Langlebigkeit der Autos nichtgewährleistet ist. Um eine klimafreundliche und langlebige Mobilität zugewährleisten, fordern wir ein gesichertes Recht auf Reparatur und dieProduktion und Bevorratung entsprechender Ersatzteile. Mobilität ist einewichtige Grundlage für gesellschaftliche Teilhabe. Baden-Württembergliegt in einer Schlüsselposition für den Gütertransport in Europa. Durchdas Ländle gehen die wichtigen Korridore Rotterdam–Genua undParis–Budapest/Prag. Die Autobahnen 5, 6, 8 und 81 sind am Limit undgehören zu den meistbefahrenen in Deutschland. Bis 2040 erwartenExperten etwa 20 % Zuwachs im Güterverkehr. Dem allen muss einerichtige Verkehrs- und Klimawende standhalten. Ein Güterzug emittiertpro Tonne und Kilometer etwa 80 % weniger Treibhausgase als ein Lkw.Und doch werden nur 18 Prozent des Güterverkehrs in Baden-Württemberg über die Schiene transportiert. Damit das von der letztenKoalition verabschiedete Ziel von 25 Prozent Anteil erreicht wird, wollenwir den Transport von Gütern auf der Schiene und den
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Bundeswasserstraßen ausbauen. Denn gerade in den Ballungsräumenmuss der Schwerlastverkehr auf den Straßen reduziert werden.
Die Linke will Als Hauptziel will Die Linke eine Mobilitätsgarantie, dassjede*r Einwohner*in Baden-Württemberg jederzeit von A nach B kommt,ohne ein Auto besitzen zu müssen.
Um dieses Ziel zu erreichen, wird Die Linke im nächsten Landtag einnachhaltiges Mobilitätskonzept vorlegen. Schwerpunkte sind:

 Städte und Kommunen der kurzen Wege: Die Besorgungen destäglichen Bedarfs, wie Bürgeramt, Lebensmittel einkaufen,Arztbesuche, Apotheke, usw. müssen in der Regel zu Fuß erreichtwerden.bar sein. Dazu sind die städtebaulichen Voraussetzungenund Förderprogramme für die Kommunen zu schaffen. Fahrradwege werden zügig und umfassend ausgebaut. Kindermüssen zu Fuß oder mit dem Fahrrad sicher zur Schule kommen.Radschnellwege an vorhandene Straßen koppeln. wollen wir mitHochdruck ausbauen – auch außerhalb der MetropolregionStuttgart. Keine weiteren Flächen für Asphaltstraßen verbrauchen,sondern vorhandene Straßen zurückbauen. Baden-Württembergstockt die Mittel des Bundes für den Ausbau der Fahrradwege umjährlich 100 Millionen Euro auf. Die Höchstförderbeträge für dieKommunen werden deutlich aufgestockt. Ärmere Kommunen sollennicht das Nachsehen haben. An den Treffpunkten für soziales Leben gibt esMobilitätsstationen mit Umstiegs-, Leih- undAbstellmöglichkeiten für unterschiedliche Fahrzeuge. Wir wollendies durch den landesweiten Ausbau eines Netzes von On-Demand-Kleinbussen, Carsharing, Rideshare-Fahrzeugen undLeihfahrrädern erreichen. Wir machen multimodale Strecken undklimafreundliche Mobilität so einfach wie möglich. So sollenperspektivisch das Rideshare-Auto zum nächsten Bahnhof, dasZugticket in die Stadt und das Leihrad in der Stadt alle über eineSchnittstelle zugänglich sein. […] Wir setzen uns für eine Entkriminalisierung von Schwarzfahrenein. Wer ohne Fahrkarte fährt, macht sich bisher strafbar, währendFalschparker und Temposünder mit einer Ordnungswidrigkeitdavonkommen. Gegen diese Kriminalisierung von Armut wendenwir uns entschieden. Wir setzen uns dafür ein, dass die Landesregierung dieRegionalisierungsmittel (die Gelder für denSchienenpersonennahverkehr) von 12,7 Mrd. auf 25,4 Mrd. Euroverdoppelt. Außerdem soll die Landesregierung ein Programm inHöhe von jährlich 500 Millionen Euro zur Finanzierung derkommunalen Verkehrsgesellschaften auflegen, damit der ÖPNVzügig ausgebaut werden kann.
Begründung:
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Das alte Programm hat viel darüber geschrieben, dass wir etwas fordern,aber fast gar nicht, wie wir das konkret umsetzen wollen. Dieses Problembehebt dieser Änderungsantrag.
Zu neuem Absatz „Güterverkehr“: Hier wird das wichtige Thema desGüterverkehrs in den Vordergrund gebracht. Im Leitantrag stand dort derAbsatz über ein Recht auf Reparatur von Elektroautos. Abgesehen davon,dass Verkehrswende „Weg vom Auto“ bedeutet und nicht „Hin zum E-Auto“, ist das Thema Recht auf Reparatur bei Verkehrswende fehl am Platzund hat mehr mit Verbraucherschutz zu tun. Darüber hinaus operieren wirhier mit Halbwahrheiten – es gibt keine Knappheit an Ersatzteilen beiElektroautos und Langlebigkeit ist ein Verbrenner-Problem.
Zu Stichpunkt „Mobilitätsstationen“: Notwendige Ergänzungen,Stichpunkt alleine ist nicht aussagekräftig bzw. klar genug. Teilweiseinhaltliche Einbettung von Z. 1759–1763 im Leitantrag.
Darüber hinaus kleinere redaktionelle Anpassungen aus Vorschlägen imKV Konstanz ohne weitere Begründung.
———————————————————————————————
ÄA 134-L01: Z 1731-1737Antragsteller*in: KV EmmendingenErsetzen in Z 1736-1737
Viele Menschen haben Sorge, dass bei der Umstellung auf E-Mobilität dieKosten weiter hoch bleiben und die Langlebigkeit der Autos nichtgewährleistet ist. Um eine klimafreundliche und langlebige Mobilität zugewährleisten, fordern wir ein gesichertes Recht auf Reparatur und dieProduktion und Bevorratung entsprechender Ersatzteile. Mobilität ist einewichtige Grundlage für gesellschaftliche Teilhabe. Die Linke will eineMobilitätsgarantie, dass jede*r Einwohner*in Baden-Württembergjederzeit von A nach B kommt, ohne ein Auto besitzen zu müssen dasheißt einen Rechtsanspruch auf eine adäquate ÖPNV-Anbindung undTaktung für alle Orte und Ortsteile mit mind. 1000 Einwohnern.
Begründung: Die Formulierung „jederzeit von A nach B kommen“ ist sehrschwammig und unkonkret – die ganze Forderung einer„Mobilitätsgarantie“ wirkt dann unglaubwürdig. Daher schlagen wir voreine ganz konkrete Perspektive aufzuzeigen, was unter einer„Mobilitätsgarantie“ verstanden werden könnte.———————————————————————————————
ÄA 135-L01: Z 1759-1763Antragsteller*in: KV EmmendingenErsetzen in Z 1761-1763Teilübernahmemuss nicht abgestimmt werden
Den ÖPNV kontinuierlich ausbauen: Insbesondere iIm ländlichen Raumwerden Taktzeiten von mindestens 30 Minuten verwirklicht, so dass auch
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dort die Menschen ohne Auto mobil sind. Die letzte Strecke von derEndhaltestelle bis zum Wohngebiet wird durch den zügigen Ausbau einesNetzes beispielsweise von Kleinbussen und Ruftaxis abgedeckt. Auchnachts soll es ein durchgehendes Grundangebot geben.
Begründung: Auch in größeren Gemeinden und Städten ist ein 30-min-Takt nicht überall selbstverständlich, daher sollten wir das nichtausschließlich für den ländlichen Raum fordern. Nachts fährt vielerortsgarnichts auch das sollte thematisiert werden.
———————————————————————————————
ÄA 136-L01: Z. 1769Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)Z 1769-1770 ändern in:
Der immer weiter verschobene Betrieb des Tunnelbahnhofs kann dieoberirdischen Gleise nicht ersetzen, allenfalls ergänzen. Wir fordernweiterhin den Baustopp von Stuttgart 21 und die sinnvolle Nutzung derbereits gebauten Teilstücke ausgehend von den Vorschlägen derBewegung gegen Stuttgart 21 (Umstieg 21)
Begründung:auch wenn der Bau inzwischen weit fortgeschritten und damit eingigantischer und unumkehrbarer finanzieller, ökologischer etc. Schadenangerichtet ist, ist 1. der vollständige Bau keineswegs gesichert, drohen2. weitere unmittelbar damit zusammenhängende ebenfalls teure undumweltschädliche Projekte wie der Pfaffensteigtunnel als notwendigeErgänzung, bleiben 3. die Risiken und Schäden durch einen Betrieb vonStuttgart 21 wie unlösbare Brandschutzrisiken oder höhererEnergieverbrauch bei Zugfahrten in Tunneln.
———————————————————————————————
ÄA 140-L01: Z 1786-1787Antragsteller*in: KV EmmendingenErgänzung nach Z 1786
 Wir wollen weitere grenzüberschreitende Schienenverbindungeneinrichten, und insbesondere die Verbindung von Freiburg nachColmar wiederherstellen.———————————————————————————————
ÄA 146-L01: Z 1813-1828
Antragssteller*in: Andreas Willhauk (KV Mannheim), mitgezeichnet vonKV Mannheim und KV Göppingen, unterstützt durch KV Main–Tauber, KVPforzheim, KV Konstanz und KV Rems–Murr.Der Wortlaut von Z. 1813–1828 wird unter Einbeziehung der beidenbisherigen Absätze in drei neuen Kapitel „Bezahlbarer ÖPNV für alle –
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Deutschlandticket muss bleiben!“, „Ausbau Gütertransport auf derSchiene vorantreiben“ und „Bessere Bahn für alle – mehr Ausbau,Reaktivierung und Neubau“ ersetzt:
Bezahlbarer ÖPNV für alle – Deutschlandticket muss bleiben!
Das Deutschland-Ticket und das Jugendticket BW sind trotz allen seinenHürden ein Garant für einen besseren und zugänglichen ÖPNV. Andiesem Erfolg muss festgehalten werden.
Das Jugendticket BW wurde im Dezember 2023 für 365 Euro im Jahreingeführt und ersetzte alles an Schüler- und Semestertickets von vorher– zu einem deutlich geringeren Preis. Durch die Preiserhöhung des D-Tickets zum Jahreswechsel 2025 um 9 Euro wurde still und heimlichdiese volle Preiserhöhung an das Jugendticket BW weitergegeben. Unddamit nicht genug, wurden die Preise 2026 erneut angehoben – einWortbruch der Bundesregierung, mitgetragen von den Verantwortlichenim Land. Das alles darf nicht sein! Wir sind gegen jede Preiserhöhungdes Deutschland-Tickets und des Jugendticket BW.
Die Linke fordert ein solidarisches Preissystem im ÖPNV. In einem erstenSchritt fordern wir ein flächendeckendes 29-Euro-Ticket, welcheskostenfrei für Studierende, Schüler*innen, Auszubildende, Rentner*innenund einkommenslose bzw. einkommensschwache Menschen zurVerfügung steht. Perspektivisch fordern wir einen ticketfreien ÖPNV. Eshat sich gezeigt, dass günstige Tickets den Umstieg zu Bussen und Bahnbefördern. Dafür soll die Landesregierung 400 Millionen jährlich imHaushalt zur Verfügung stellen.
Moratorium beim Ausbau von Straßen – Sanierung von Straßen undBrücken
Der Sanierungsbedarf bei den Brücken und Straßen in Baden-Württemberg ist enorm. Die Linke will durchsetzen, dass die Sanierungabsoluten Vorrang hat, das heißt auch, dass der Aus- und Neubau vonAutobahnen, Autobahnauffahrten und Bundesfernstraßen (z. B. die B31West) gestoppt wird. Die freiwerdenden finanziellen Mittel, Planungs-sowie Baukapazitäten müssen dringend zur Sanierung eingesetztwerden.
Ausbau Gütertransport auf der Schiene vorantreiben
Eine klimafreundliche Wende geht nur mit Zügen. Die Linke fordert, denGüterverkehr auf der Schiene fit für die nächsten Jahrzehnte zu machen,Baden-Württemberg soll Vorreiter werden. Hierzu müssen wir mehrKapazitäten auf Schienentrassen bringen, durch Ausbau und Neubau.Hoch genutzte Autobahn-Korridore sollen durch Bahntrassen neuerschlossen und so entlastet werden:

 (Mannheim Rbf – ) Walldorf – Heilbronn – Schwäbisch Hall –Crailsheim ( – Nürnberg) entlang BAB 6
 (Würzburg – ) Osterburken – Heilbronn – Stuttgart – Singen ( –Zürich) entlang BAB 81
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Diese neuen Bahnkorridore sollen an Bestandsstrecken anbinden und, wosinnvoll, vom Personenverkehr für Regional- und Fernzüge mitgenutztwerden. Das Land soll sich dafür einsetzen, diese neuen Trassen mittelsMachbarkeitsstudien zu erörtern und anschließend schnellstmöglich imBundesverkehrswegeplan als vordringlichen Bedarf einzutragen.
Bessere Bahn für alle – mehr Ausbau, Reaktivierung und Neubau
Seit dem Neun-Euro-Ticket fahren sehr viel mehr Menschen mit derBahn. Viele Bahntrassen laufen deshalb seit Jahren weit über Kapazitätund das Mehr an dringend gebrauchten Züge kann schlichtweg nichtfahren. Nur 71 Prozent der Trassen sind elektrifiziert, viele Strecken sindnur eingleisig. Die vergangenen Landes- und Bundesregierungen wirkenambitionslos, wenn es um ein Konzept für den Zugverkehr der Zukunftgeht. Die jetzige Bundesregierung hat ein 500 Milliarden Euro großesSondervermögen für Investitionen hinter sich, aber ihr fällt nichts ein, umunsere Infrastruktur des 21. Jahrhunderts würdig zu machen.
Die Linke will frischen Wind und neue Ideen für die Bahn in den Landtageinbringen, deshalb fordern wir:

 Das Land soll eine neue Gesamtstudie anfertigen über dietechnische Machbarkeit der Elektrifizierung & Zweigleisigkeitaller Bahnstrecken. Strecken, bei denen dies bereits in Planungist, sollen im Zeitplan bestmöglich beschleunigt werden. Dort, woeine Elektrifizierung der Bahnstrecke mittels Oberleitungen nichtmöglich ist, kommen batteriebetriebene Züge zum Einsatz.Wasserstoffprojekte im Bus- und Bahnverkehr lehnen wir ab.
 Hauptkorridore sollen einen dichteren Takt mit längeren Zügenbekommen. Dazu sollen die Bahnsteige auf mindestens 210 mverlängert werden. Als Mindestziel sollte ein landesweitflächendeckender 30-Minuten-Takt gesetzt werden. In denNächten auf Samstag, Sonntag und Feiertage soll ein gänzlicherNachtbetrieb eingeführt werden.
 Haltestellen, die vor Jahrzehnten aufgrund ihrer Wirtschaftlichkeitstillgelegt wurden (z.B. entlang Crailsheim – SHA-Hessental,Osterburken – Lauda), sollen wieder für den regulärenHaltebetrieb reaktiviert werden.
 Trassen mit überhoher Auslastung (z.B. Mannheim – Heidelberg– Bruchsal – Karlsruhe) sollen viergleisig ausgebaut werden,sodass S-Bahn und Fern-/ Regionalverkehr eigene Gleise haben.
 Die S-Bahn Stuttgart soll auf einen Stammstrecken-Betrieb von36 Zügen pro Stunde geplant werden (alle Linien im 10-Minuten-Takt). Dazu soll das gesamte Streckennetz der S-Bahn mit demEuropean Train Control System (ETCS) und die Stammstrecke mitBahnsteigtüren (Platform Screen Doors) für einen reibungslosenBetrieb ausgerüstet werden.
 Mit Fertigstellung von Stuttgart 21 soll direkt mit dem Bau einesdritten und vierten Gleis nach Feuerbach (P-Option) zurverkehrlichen Trennung des Fernverkehrs begonnen werden.
 Die Regionalstadtbahn Neckar-Alb & der Ludwigsburger City-Express (LuCiE) müssen kommen! Die beiden Regionen brauchen
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ein robustes und konkurrenzfähiges ÖPNV-Netz, die allenzukünftigen Anforderungen gewachsen sind.
 Das Land soll sich vehement dafür einsetzen, dass die Planungenund Umsetzung der Schnellfahrstrecke Mannheim – Frankfurtund der Aus- und Neubaustrecke Ulm – Augsburg nicht auf Eisgelegtwerden. Es kann nicht sein, dass sich die drittgrößteVolkswirtschaft der Welt selbst kleinste Expansionen ihresFernverkehrsnetzes nicht leisten will!
 Die Planungen zur Schnellfahrstrecke Mannheim/Heidelberg –Karlsruhe sollen beschleunigt werden. Mannheim Hbf soll durcheinen Lückenschluss zwischen den SFS nach Frankfurt undStuttgart/Karlsruhe neue Gleise bekommen, die einen verkehrlichgetrennten Betrieb von Fern- und Nahverkehr ermöglichen.
 Wo es nur geht, sollen stillgelegte und zurückgebauteBahnstrecken wieder reaktiviert und bestehende Vorhaben starkbeschleunigt werden. (z. B. Zabergäubahn, LückenschlussNeckarelz – Aglasterhausen, Trasse Heidelberg – Schwetzingen –Speyer etc.)
 Neue Trassen sollen für den Nahverkehr erschlossen werden(Schwäbisch Gmünd – Göppingen – Kirchheim(Teck), GaildorfWest – Abtsgmünd – Aalen, Heilbronn – Neuenstadt – Möckmühl).Ein Lückenschluss Elzach – Hausach soll geprüft werden, umdirekte Zugverbindungen zwischen Stuttgart und Freiburg zuermöglichen.
 Das Land soll sich dafür einsetzen, dass ein neuerFernverkehrskorridor Zürich – Stuttgart – Heilbronn –Würzburg– Erfurt ( – Berlin) für bessere internationale und inländischeZugverbindungen erschlossen wird. Für den Aus-, Neubau und die Reaktivierung von Strecken fordernwir einen vollumfassenden Bürokratieabbau und eineDigitalisierung der Prozesse, um eine einfachere, schnellere undverlässlichere Planung zu gewährleisten. Zu diesem Zwecksetzen wir uns für eine Reform bestehender Regulierungen ein,bspw. durch die Einführung von Legalplanverfahren und einesStichtagprinzips.

Nachhaltige Verkehrsinfrastruktur in Kommunen und Städten
Die Linke will durch eine gute nachhaltige Verkehrsinfrastruktur dieVoraussetzungen dafür schaffen, dass der motorisierte Individual- undGüterverkehr deutlich reduziert wird. So können die Innenstädte undKommunen die verkehrsarmen oder verkehrsfreien Zonen nach und nachausdehnen. Damit wird Platz geschaffen, um die Kommunen und Städtestärker zu begrünen und Wasser hereinzuholen. Das ist vor demHintergrund der Klimaerwärmung dringend notwendig, um dieGesundheit der Einwohner*innen zu schützen und die Städte lebenswertzu machen. Damit es endlich auch in Baden-Württemberg Modellstädtegibt – und nicht nur in anderen europäischen Ländern – setzt dieLandesregierung zur Finanzierung ein Programm von 100 Millionen Eurojährlich auf.
Wir fordern daher:
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 Das Land setzt sich für die “Vision Zero” ein (Null Verkehrstote).Innerorts soll in Städten Tempo 30 gelten und Brennpunkte sollenmöglichst schnell verkehrs-beruhigt werden.
 Das Land unterstützt Gemeinden bei der Einführung von flächen-und kostendeckender Parkraumbewirtschaftung. Es soll nachVorbild der Stadt Tübingen Preistarife nach Größe des Kfz gelten.Genauso soll eine flächendeckende Einführung desMobilitätspasses angestrebt werden. Die Finanzierung desMobilitätspasses soll nach französischem Vorbild um eineArbeitgeberabgabe ergänzt werden.
 Für lebenswertere Städte fordern wir eine stadtweite Absenkungdes Stellplatzschlüssels unter 1. In Neubauten soll der Schlüsselnoch zusätzlich gesenkt werden, sofern in nächster Umgebungalternative Mobilitätsangebote wir Carsharing oder Mieträderangeboten werden. So sollen neue Räume für Menschenerschlossen und die Lebensqualität erhöht werden. Bei der Erschließung von neuem Wohnraum soll dieNahversorgung und die ÖPNV-Anbindung von Anfang anmitbedacht werden.

Begründung:Zu Absatz „Bezahlbarer ÖPNV für alle“: Hier wurde der Stichpunkt desLeitantrags (Z. 1797 ff.) eingebettet. Das Thema Preiserhöhung undÖPNV ist zu wichtig, als dass man es einem kleinen Stichpunkt in einereinseitigen Liste unterordnet.
Zu Absatz „Ausbau Gütertransport“: Hauptthese mehr Güter auf dieSchienen. Die aktuellen Trassen (Rheintalbahn) sind ausgelastet undnicht allumfassend. Daher müssen neue Trassen gebaut werden. Allesandere wäre unehrlich bzw. NIMBYismus.
Zu Absatz „Bessere Bahn“: Einbettung von Z. 1787–1792 im Leitantrag. Erwähnung vonZweigleisigkeit Einbettung von Z. 1759–1763 im Leitantrag + Nachtverkehr. Einbettung von Z. 1784–1786 im Leitantrag plus Beispiele. Zusätzliche Einschübe: selbsterklärend
Zu Stichpunkt Stillgelegte Bahnstrecken & neue Trassen: DichteresBahnnetz muss ausgebaut werden. Dazu müssen größere Lücken(Transit Deserts) geschlossen werden mit neuen Bahntrassen. Deshalbsind einige Beispiele für eine breite Diskussion in der Öffentlichkeitnotwendig.
Zu Stichpunkt „Fernverkehrskorridor“: Perspektivisch muss eine solcheRelation für den Fernverkehr gebaut werden. So kann die RegionHeilbronn (Stadt- & Landkreis = ~500.000 Einwohner) zum ersten Malseit 1991 einen Fernverkehrsanschluss haben.
Zu Stichpunkt „Bürokratieabbau“: Häufige Hürden beim Ausbau sindunzuverlässige Planungen, bei denen unklar ist, wie es um das Projekt
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steht. Außerdem werden die großen bürokratischen Hürden teils auchvon Projekt-ablehnenden Bürgerinitiativen genutzt, um Schritte zuverzögern, sabotieren und aufzuschieben. Berechtigte Einwände werdenso im Gegenzug delegitimiert. Gerade diese aufschiebenden Effekteführen zu Kostensteigerungen und dem Unwillen, neueInfrastrukturinvestitionen zu tätigen.
Zu Absatz „Nachhaltige Verkehrsinfrastruktur“: Grundtext aus demLeitantrag übernommen, sonst notwendige Ergänzungen und Fachterminiin dem Thema.
———————————————————————————————Änderungsanträge zum Kapitel Frieden
ÄA 155-L01: Z. 2004Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)Nach Zeile 2004 einfügen:
Vorschlag Teilübernahme:Die Linke setzt sich für eine friedliche Lösung des Nahostkonflikts ein.Wir fordern einen sofortigen und dauerhaften Waffenstillstand imgesamten Gebiet Palästinas und Israels. Die Geiseln der Hamas müssenunverzüglich freigelassen werden. Die israelische Armee muss ebensounverzüglich aus dem gesamten Gazastreifen abgezogen werden. DerGenozid an der palästinensischen Bevölkerung muss sofort gestopptwerden. Unsere Solidarität gilt den Menschen in Israel, Palästina undweltweit, die für ein sofortiges Ende des Krieges und der Besatzungkämpfen und sich gegen die ultrarechte Netanjahu-Regierung und dieHamas wenden
Ursprünglicher Antrag:Die Linke stellt fest, dass die Netanjahu-Regierung, der selbsternannteFaschisten angehören, im Gazastreifen einen Genozid begeht. Sie setztsich für eine friedliche Lösung des Nahostkonflikts ein und fordert dazueinen sofortigen und dauerhaften Waffenstillstand im gesamten Gebietvon Palästina und Israel und einen vollständigen Abzug der israelischenArmee aus dem gesamten Gazastreifen. Unsere Solidarität gilt denMenschen in Israel, Palästina und weltweit, die für ein sofortiges Endedes Krieges und ein Ende der Besatzung kämpfen und sich gegen dieultrarechte Netanjahu-Regierung, die Hamas und die globalen Profiteurewenden. Wir stellen fest, dass die bisher im Landtag vertretenen Parteiensich durch ihre Parteinahme für die Netanjahu-Regierung (siehe z.B.Landtagsdrucksache 17/7593) an deren Verbrechen mit schuldiggemacht haben.
Begründung:angesichts der immer neuen Verbrechen der Netanjahu-Regierungversteht sich Parteinahme für die Palästinenser:innen in diesem zutiefstasymetrischen Konflikt von selbst. Die angeführte Landtagsdrucksache(https://www.landtag-bw.de/resource/blob/481158/8b4246920920bb2eb5a8fd9489508f0b/17_7593_D.pdf) zeigt, dass jede Behauptung, der Nahostkonflikt gehe die

https://www.landtag-bw.de/resource/blob/481158/8b4246920920bb2eb5a8fd9489508f0b/17_7593_D.pdf
https://www.landtag-bw.de/resource/blob/481158/8b4246920920bb2eb5a8fd9489508f0b/17_7593_D.pdf
https://www.landtag-bw.de/resource/blob/481158/8b4246920920bb2eb5a8fd9489508f0b/17_7593_D.pdf
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Landespolitik nichts an, Unfug ist. Formulierungen des Antrags sind teilsaus dem Chemnitzer Bundesparteitagsbeschluss übernommen(https://www.die-linke.de/partei/parteidemokratie/parteitag/chemnitzer-parteitag/beschluesse-und-resolutionen/detail/news/vertreibung-und-hungersnot-in-gaza-stoppen-voelkerrecht-verwirklichen/)
———————————————————————————————
ÄA 159-L01: Z 2034Antragsteller: Antikapitalistische Linke (AKL)Nach Z 2034 einfügen:

 Keinerlei Zusammenarbeit des Landes Baden-Württemberg mitder Netanjahu-Regierung oder möglichen ähnlich ausgerichtetenNachfolgeregierungen.
Begründung:ergibt sich aus Ergänzungsantrag nach Zeile 2004
———————————————————————————————Änderungsanträge zum Kapitel Ehrenamt fördern
ÄA 168-L01 : Z. 2340Antragsteller*in: KV Böblingen, Vanessa KrauseErgänzung Unterkapitel „Ehrenamtliche Hilfsorganisationen“ nach Z.2340
Ehrenamt stärken – Bevölkerungsschutz sichern
Mehr als 90 % des Zivil- und Katastrophenschutzes in Deutschlandwerden von Ehrenamtlichen getragen: beim Deutschen Roten Kreuz,THW, DLRG, ASB, Feuerwehr, Maltesern, Johannitern sowie inWohlfahrtsverbänden wie Caritas und Diakonie. In Baden-Württembergengagieren sich mehrere 100.000 Menschen in solchenOrganisationen – sie leisten unverzichtbare Arbeit bei Naturkatastrophen,Großschadenslagen und im Alltag. Doch obwohl sie unser aller Sicherheitgarantieren, fehlt es an Anerkennung, Absicherung und politischenRahmenbedingungen. Der Nachwuchs fehlt, die Motivation sinkt. DasEhrenamt wird allein gelassen.
Ehrenamtliches Engagement verdient höchste Anerkennung – es darfjedoch nicht dazu missbraucht werden, staatliche Verantwortung zuersetzen und personal- und Sachkosten einzusparen.
Die Linke fordert deshalb ein umfassendes Landesförderprogramm zurStärkung ehrenamtlicher Hilfsorganisationen. Wir wollen dieEinsatzfähigkeit dieser Strukturen langfristig sichern und das Ehrenamtattraktiv und gerecht gestalten.Ehrenamtliche Organisationen brauchen eine verlässlicheGrundfinanzierung für Personal, Ausrüstung und Infrastruktur –unabhängig von Spenden. Zusätzlich sollen

https://www.die-linke.de/partei/parteidemokratie/parteitag/chemnitzer-parteitag/beschluesse-und-resolutionen/detail/news/vertreibung-und-hungersnot-in-gaza-stoppen-voelkerrecht-verwirklichen/
https://www.die-linke.de/partei/parteidemokratie/parteitag/chemnitzer-parteitag/beschluesse-und-resolutionen/detail/news/vertreibung-und-hungersnot-in-gaza-stoppen-voelkerrecht-verwirklichen/
https://www.die-linke.de/partei/parteidemokratie/parteitag/chemnitzer-parteitag/beschluesse-und-resolutionen/detail/news/vertreibung-und-hungersnot-in-gaza-stoppen-voelkerrecht-verwirklichen/
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einsatzbezogene Mittel bei Katastrophenlagen bereitgestellt werden undnicht staatliche Hilfsorganisationen müssen mit staatlichen gleichgestelltwerden, das heißt gleiche Bedingungen für alle Einsatzkräfte.
Steuerliche Entlastungen für Ehrenamtliche und unterstützendeArbeitgeber*innen sowie eine gerechte, einheitlicheAufwandsentschädigung für geleistete Stunden sind überfällig.Echte Mitbestimmung ist ebenso zentral: Ehrenamtsbeiräte aufLandesebene sollen bei Förderentscheidungen mitreden können. Vor Ortmüssen Organisationen von Anfang an in kommunale Projekteeinbezogen werden. Für die Stärkung und Qualifizierung braucht eskostenfreie Schulungsangebote, den Ausbau von Ausbildungsstätten,Mentoring- Programme und die Anerkennung von Einsatzzeiten alsrentenrelevante Leistungen.Jugendgruppen und soziales Engagement müssen aktiv gefördertwerden, um Nachwuchs zu sichern.Auch die Infrastruktur vieler Organisationen muss modernisiert werden –von geschlechtergerechten Umkleiden bis hin zur digitalen Ausstattung.Ein landesweiter Versicherungs- und Sicherheitsfonds soll Schutz beiEinsätzen, Übungen und Ausbildungen garantieren – inklusiveAbsicherung für Angehörige im Todesfall.Gesellschaftliche Anerkennung darf nicht bei Sonntagsreden enden. Wirwollen landesweite Kampagnen für das Ehrenamt, sichtbareWertschätzung vor Ort und konkrete Vorteile: einen Ehrenamtsbonus fürMobilität, Kultur und Bildung, Wohnraum- Initiativen für Ehrenamtlichesowie einen gesetzlichen Freistellungsanspruch undLohnfortzahlung bei Einsätzen und Ausbildungen. Niemand soll Urlaubopfern müssen, um Leben zu retten.Ehrenamt darf nicht am Papierkram scheitern. Wir fordern denBürokratieabbau, standardisierte Verfahren und echte Unterstützung imVerwaltungsalltag.
Die Linke steht an der Seite derer, die sich freiwillig für das Gemeinwohleinsetzen. Sie verdienen Respekt, Sicherheit – und endlich die politischeUnterstützung, die ihre Arbeit verdient.
Änderungsanträge zu P1
ÄA 1-P1: Z. 80Antragsteller*in: geschäftsführender LandesvorstandErgänzung in Zeile 80
Über die Höhe des zusätzlichen Beitrags ist Einvernehmen mit demLandesvorstand vertreten durch die/den Landesschatzmeister:inherzustellen.
ÄA : Z. 93Antragssteller*in: Kreisverband Heidelberg / Badische BergstraßeErgänzung ab Zeile 93:
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9. Der Landesparteitag fordert die Mandatsträger:innen unseresLandesverbandes in Bundestag, Landtag und Gemeinderatsfraktionenauf, für verfügbare Jobs öffentlich oder mindestens mitgliederöffentlichStellenausschreibungen zu veröffentlichen. Dies ermöglichtBewerbungen aus Kreisverbänden und Regionen, die keine eigenenMandate oder Fraktionen haben. Gleichzeitig stellen wir Transparenzüber bezahlte Posten in unserer Partei her und stärken damit denbasisdemokratischen Mitgliedergedanken unserer Partei.
Begründung des Antrages:Transparenz hört bei den Mandatsträger:innen selbst nicht auf. Auchbezahlte Stellen schaffen Machtverhältnisse und können zuAbhängigkeiten führen. Um diesem Risiko entgegenzuwirken, können wirdie Vergabe von bezahlten Stellen transparenter gestalten. Gleichzeitigkönnen sich so mehr Menschen einbringen. Der Antrag richtet sich nichtgegen die Mandatsträger:innen oder bisherige Angestellte in unsererPartei. Stattdessen soll er helfen, einen guten Rahmen für mehrMitbestimmung und Transparenz zu etablieren und ein Verständnis fürPersonalbudget und die damit einhergehenden Prozesse bei denMitgliedern zu schaffen.
Änderungsanträge zu I1
ÄA 1-I2: Z. 16Antragsteller*in: geschäftsführender LandesvorstandStreichung von Z. 49-50
II. Wir unterstützen die „Aktionszeitung – für eine Verkehrsindustrie mitZukunft“ (https://aktionszeitung.de/) und beteiligen und an ihrerVerbreitung.
Begründung:Erfolgt mündlich.
Änderungsanträge zu I2
ÄA 1-I2: Z. 16Antragsteller*in: geschäftsführender LandesvorstandTeilüberweisung an den Landesauschuss
Der 9. Landesparteitag, 3. Tagung, beschließt die Zeilen 7-33 undüberweist die Zeilen 35-119 an den Landesausschusses.
Begründung:Erfolgt mündlich.

https://aktionszeitung.de/
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